(f@”f“é% E Gemeipde Rastede
= Der BlUrgermeister

Rat
Einladung
Gremium: Rat - offentlich
Sitzungstermin: Mittwoch, 09.11.2011, 17:00 Uhr
Ort, Raum: Genossenschaftsakademie Weser-Ems, Oldenburger StrafRe 118,

26180 Rastede

Rastede, den 27.10.2011

1. An die Mitglieder des Rates der Gemeinde Rastede

Hinweis: Vor der konstituierenden Ratssitzung ist vor dem Palais Rastede ein Fototermin
vorgesehen. Treffpunkt ist plinktlich um 16:30 Uhr.

Hiermit lade ich Sie zu einer Sitzung mit 6ffentlichen Tagesordnungspunkten ein.

Tagesordnung:
Offentlicher Teil
TOP 1 Eroffnung der Sitzung
TOP 2 Feststellung der ordnungsgemaéien Einladung und der Beschlussfahigkeit

TOP 3 Formliche Verpflichtung und Pflichtenbelehrung der Ratsfrauen und Rats-
herren

TOP 4 Bekanntgabe der Fraktionen und Gruppen
TOP 5 Wahl des oder der Ratsvorsitzenden
TOP 6 Feststellung der Tagesordnung

TOP 7 Beschluss Uber die Vertretung flr den Ratsvorsitz
Vorlage: 2011/179

TOP 8 Beschluss tber die Geschéaftsordnung
Vorlage: 2011/178

TOP9 Bildung des Verwaltungsausschusses
9.1 Festlegung der Anzahl der Beigeordneten

9.2 Feststellung Gber die Zusammensetzung
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Einladung

TOP 10 Wahl der stellvertretenden Blrgermeister
TOP 11 Bildung der Fach- und sondergesetzlichen Ausschiisse
11.1  Anzahl und Starke der Ausschisse
11.2 Besetzung der Ausschiisse
TOP 12 Verteilung der Ausschussvorsitze
TOP 13 Berufung von Vertreterinnen und Vertretern in anderen Gremien
13.1 Musikschule Ammerland e.V.
13.2  Ammerlander Wohnungsbaugesellschaft (AWG)
13.2.1 Vertreter in der Gesellschafterversammlung der AWG
13.2.2  Vertreter im Aufsichtsrat der AWG
13.3 Oldenburgisch-Ostfriesischer Wasserverband (OOWYV)
13.4 Evangelische Heimvolkshochschule
13.5 Oldenburgische Landschaft
13.6  Residenzort Rastede GmbH
13.7 Huno Verlag GmbH - rasteder rundschau
13.8 Sozialstation Rastede gGmbH
13.9 Sozialstation Nordenham-Butjadingen-Stadland gGmbH
TOP 14 Vereidigung des Blrgermeisters
TOP 15 Bericht des BUrgermeisters
TOP 16 SchlielRung der Sitzung
Anmerkung: Nach der 6ffentlichen Ratssitzung findet eine Einwohnerfragestunde statt, in der
die Biirgerinnen und Biirger allgemeine Anfragen an den Biirgermeister stellen konnen.
Mit freundlichen GriRen

gez. Decker
Blrgermeister
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(i@nfhﬁos E Gemeipde Rastede
= Der BlUrgermeister

Beschlussvorlage

Vorlage-Nr.: 2011/179
freigegeben am 25.10.2011

Stab Datum: 25.10.2011
Sachbearbeiter/in: Herr Matthias Wolf

Beschluss Uber die Vertretung fur den Ratsvorsitz

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium
O Rat

Beschlussvorschlag:

1. Der/die erste Vertreter/Vertreterin der oder des Ratsvorsitzenden ist Ratsherr/Ratsfrau.. ..

2. Der/die zweite Vertreter/Vertreterin der oder des Ratsvorsitzenden ist Ratsherr/Ratsfrau.. ..

Sach- und Rechtslage:

Nach § 61 Abs. 1 S. 3 NKomVG beschlieB3t der Rat iiber die Stellvertretung der oder des
Ratsvorsitzenden. Zur Aufstellung entsprechender Wahlkandidaten sind sdmtliche Ratsherren
/ Ratsfrauen, der Biirgermeister, wie auch die gebildeten Fraktionen und Gruppen vorschlags-
berechtigt.

Durch den von der Verwaltung formulierten Beschlussvorschlag wird angeregt, dass der oder
die Ratsvorsitzende zwei Vertretungen erhélt. Eine Abweichung hiervon ist moglich.

Finanzielle Auswirkungen:

Keine.

Anlagen:

Keine.
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= Der BlUrgermeister

Beschlussvorlage

Vorlage-Nr.: 2011/178
freigegeben am 25.10.2011

Stab Datum: 25.10.2011
Sachbearbeiter/in: Herr Matthias Wolf

Beschluss Uber die Geschéaftsordnung

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium
o) 09.11.2011 Rat

Beschlussvorschlag:

Der als Anlage 3 zur Vorlage 2011/178 beigefiigte Entwurf der Geschiftsordnung wird be-
schlossen.

Sach- und Rechtslage:

Zum 01.01.2011 sind die Regelungen der Niedersidchsischen Gemeindeordnung (NGO) durch
die Vorschriften des Niedersdchsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) abgelost
worden. Das neue Kommunalverfassungsrecht beriicksichtigt in Teilen materielle
Anderungen, in weitaus groBerem Umfang jedoch rechtssystematische Neuordnungen, als
auch Anpassungen redaktioneller Art, die in Teilen durch verdnderte Rechtsbegriffe und
Formulierungen zum Ausdruck kommen. Folglich ergeben sich mit Blick auf die derzeit
giiltige Geschéftsordnung unter Beriicksichtigung vorgenannter Faktoren geringfiigige An-
passungsnotwendigkeiten.

Im Vergleich zur derzeit giiltigen Geschéftsordnung beriicksichtigt die neu aufzulegende
Fassung eine Anpassung der Ladungsfrist fiir die Sitzungen des Verwaltungsausschusses
durch Festschreibung einer 1-Wochen-Ladungsfrist (siche § 20). Hinzu tritt - dem geforderten
Konkretisierungsgebot des § 62 Abs. 1, 3 NKomVG folgend - eine abschlieBende Regelung
zur Durchfiihrung der Einwohnerfragestunde hinsichtlich des Zeitpunktes, der Dauer und des
Verfahrens. Der Entwurf der Geschéftsordnung beriicksichtigt diese Verfahrensregelungen
entsprechend in § 16.

In der Anlage ist der Entwurf der Geschiftsordnung beigefiigt.

Finanzielle Auswirkungen:

Keine.
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Anlagen:

Anlage 1 - Entwurf der Geschéftsordnung
Anlage 2 — Anderungsantrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
Anlage 3 — liberarbeiteter Entwurf
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|[Anlage 1 zu Vorlage 2011/178 |

Geschéaftsordnung

fiir den Rat, den Verwaltungsausschuss, die Ratsausschiisse und die Ausschiisse nach
besonderen Rechtsvorschriften

I. Abschnitt - Rat

§1
Einberufung des Rates

(1)  Die Ladungsfrist fiir Sitzungen des Rates betrdgt eine Woche. In Eilfdllen kann die
Ladungsfrist auf einen Tag abgekiirzt werden. Die Ladung muss in diesem Falle
ausdriicklich auf die Abkiirzung der Ladungsfrist hinweisen.

(2)  Die Ladung erfolgt schriftlich durch E-Mail. Die Ratsfrauen und Ratsherren sind
verpflichtet, Anderungen ihrer E-Mail-Adresse umgehend dem Biirgermeister / der
Biirgermeisterin mitzuteilen. Der Ladung sind die Tagesordnung sowie in der Regel
Vorlagen zu den einzelnen Tagesordnungspunkten beizufiigen. Bei der Aufstellung
der Tagesordnung ist § 3 zu beachten. Jeder Beratungsgegenstand muss konkret
bezeichnet werden.

§2
Offentlichkeit der Sitzungen

(D) Die Sitzungen des Rates sind offentlich, soweit nicht das offentliche Wohl oder
berechtigte Interessen Einzelner den Ausschluss der Offentlichkeit erfordern. Uber
einen Antrag auf Ausschluss der Offentlichkeit wird in nichtdffentlicher Sitzung
beraten und entschieden; wenn eine Beratung nicht erforderlich ist, kann iiber den
Ausschluss der Offentlichkeit in 6ffentlicher Sitzung entschieden werden.

2) An offentlichen Sitzungen des Rates konnen Zuhorerinnen und Zuhorer nach Mallgabe
der vorhandenen Plétze teilnehmen.

(3)  Zuhorerinnen und Zuhdrer sind nicht berechtigt, das Wort zu ergreifen oder sich sonst
an den Beratungen zu beteiligen. Sie diirfen die Beratungen nicht stéren, insbesondere
keine Zeichen des Beifalls oder des Missfallens geben. Zuhorerinnen und Zuhorer
konnen von dem oder der Ratsvorsitzenden aus dem Sitzungssaal verwiesen werden.

§3
Sitzungsverlauf
Der regelméflige Sitzungsablauf ist folgender:

a) Erdéffnung der Sitzung,
b) Feststellung der ordnungsgemiflen Ladung und der Beschlussfahigkeit,
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c) Feststellung der Tagesordnung,

d) Genehmigung der Niederschrift liber die vorhergegangene Sitzung,

¢) Behandlung der Tagesordnungspunkte,

f) Bericht des Biirgermeisters / der Biirgermeisterin {iber wichtige Angelegenheiten,
g) Einwohnerfragestunde (bei Bedarf),

h) nichtoffentliche Sitzung,

1) SchlieBung der Sitzung.

84
Sachantrage

Antrdage zur Aufnahme eines bestimmten Beratungsgegenstandes in die Tagesordnung
miissen schriftlich spétestens am 10. Tage vor der jeweiligen Ratssitzung bei der
Biirgermeisterin oder dem Biirgermeister eingegangen sein.

Der Rat entscheidet dariiber, welchem Ausschuss die Antrige zur Vorbereitung
tiberwiesen werden sollen. Findet innerhalb eines Monats nach Eingang eines
Antrages keine Ratssitzung statt, entscheidet der Verwaltungsausschuss anstelle des
Rates iiber die Ausschussiiberweisung.

Die / der Ratsvorsitzende kann verlangen, dass miindlich gestellte Antrige zu
Gegenstidnden, die auf der Tagesordnung stehen, bis zur Abstimmung schriftlich
vorgelegt werden.

Antrige auf Aufhebung oder Anderung von Beschliissen friiherer Sitzungen diirfen in
die Tagesordnung nur aufgenommen oder in der Sitzung gestellt werden, wenn der
Verwaltungsausschuss einen entsprechenden Beschluss empfohlen hat oder die
Beschlussfassung des Rates mehr als 6 Monate zuriickliegt. Dies gilt nicht, wenn sich
die Sach- und Rechtslage wesentlich verdndert hat.

§5
Dringlichkeitsantrage

Dringlichkeitsantrdge miissen vor Eintritt in die Tagesordnung eingebracht sein. Der
Rat beschliefit im Rahmen der Feststellung der Tagesordnung iiber die Dringlichkeit
des Antrages. Eine Aussprache iiber die Dringlichkeit darf sich nicht mit dem Inhalt
des Antrages, sondern nur mit der Priifung der Dringlichkeit befassen.

Der Antrag ist auf die Tagesordnung zu setzen, wenn die Dringlichkeit vorliegt und
vom Rat mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder anerkannt wird.

Soll iiber den Antrag in der Sache nicht in der laufenden Sitzung des Rates
beschlossen werden, ist die Sitzung zur Vorbereitung durch den Verwaltungsausschuss
nach § 20 Abs. 3 zu unterbrechen.



§6
Anderungsantrage

Zu jedem Punkt der Tagesordnung konnen bis zur Schlussabstimmung schriftlich oder
miindlich Anderungsantriige gestellt werden. Wird ein Anderungsantrag angenommen, so gilt
der verdanderte Antrag als neue Beratungsgrundlage.

§7
Antrage zur Geschaftsordnung

(1)  Jedes Ratsmitglied kann wéhrend der Sitzung Antridge zur Geschiftsordnung stellen.
Hierzu gehoren insbesondere Antrage auf

a) Nichtbefassung,

b) SchlieBen der Rednerliste und Schluss der Debatte; dieser Antrag kann nur von
Ratsmitglieder gestellt werden, die zu dem Punkt nicht zur Sache gesprochen
haben,

c) Vertagung,

d) Verweisung an einen Ausschuss,

e) Unterbrechen der Sitzung,

f) Ubergang zur Tagesordnung,

g) nichtoffentliche Beratung einer Angelegenheit.

(2)  Auf einen Antrag zur Geschéftsordnung erteilt die oder der Ratsvorsitzende zuerst der
Antragstellerin oder dem Antragsteller das Wort zur Begriindung.

§8
Zuruckziehen von Antragen und Beschlussvorlagen

Antrage konnen bis zur Abstimmung von der Antragstellerin oder dem Antragsteller jederzeit
zuriickgezogen werden. Entsprechendes gilt bei Beschlussvorlagen fiir die Biirgermeisterin
oder den Biirgermeister.

§9
Beratung und Redeordnung

(D) Ein Ratsmitglied darf nur sprechen, wenn ihm von der / dem Ratsvorsitzenden das
Wort erteilt wird. Es darf nur zur Sache gesprochen werden. Zwischenfragen sind nur
mit Zustimmung der oder des Sprechenden zuldssig.

2) Die / der Ratsvorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen,
indem sie / er den Namen des Ratsmitgliedes aufruft. Bei Wortmeldungen ,,zur
Geschéftsordnung® ist das Wort au3erhalb der Reihenfolge zu erteilen.

3) Die / der Ratsvorsitzende kann zur Wahrung der ihr / ihm nach § 63 NKomVG und
den Bestimmungen dieser Geschiftsordnung obliegenden Befugnisse jederzeit das
Wort ergreifen.



(4)  Die Biirgermeisterin / der Biirgermeister und die weiteren Beamtinnen und Beamten
auf Zeit sind auf ihr Verlangen zum Gegenstand der Verhandlung zu horen. Die
Ratsvorsitzende / der Ratsvorsitzende kann ihnen zur tatsdchlichen oder rechtlichen
Klarstellung des Sachverhaltes auch auflerhalb der Reihenfolge der Wortmeldungen
das Wort erteilen.

(5)  Die Redezeit betriagt grundsétzlich bis zu drei Minuten. Die / der Ratsvorsitzende kann
die Redezeit verldngern.

(6)  Jedes Ratsmitglied darf grundsitzlich zu einem Beratungsgegenstand nur einmal
sprechen; ausgenommen sind

a) das Schlusswort der Antragstellerin oder des Antragstellers unmittelbar vor der
Abstimmung,

b) die Richtigstellung offenbarer Missverstdndnisse,

¢) Anfragen zur Kldrung von Zweifelsfragen,

d) Antrdge und Einwendungen zur Geschéftsordnung,

e) Wortmeldungen der Biirgermeisterin oder des Biirgermeisters geméf} Abs. 4

Die / der Ratsvorsitzende kann im Einzelfall zulassen, dass ein Ratsmitglied mehr als
einmal zu einer Sache sprechen darf.

(7 Wihrend der Aussprache iiber einen Tagesordnungspunkt sind nur folgende Antrige
zuldssig:

a) Antrdge zur Geschiftsordnung,

b) Anderungsantrige,

¢) Zuriickziehung von Sachantrdgen zu Tagesordnungspunkten,

d) Anhorung anwesender Sachverstindiger oder anwesender Einwohnerinnen und
Einwohner

§10
Anhdrungen

BeschlieBt der Rat, anwesende Sachverstindige oder anwesende Einwohnerinnen und
Einwohner zum Gegenstand der Beratung zu horen (§ 62 Abs. 2 NKomVG), so gilt § 9 Abs. 6
dieser Geschiftsordnung entsprechend. Der Beschluss bedarf der Mehrheit von drei Vierteln
der anwesenden Ratsmitglieder. Eine Diskussion mit Einwohnerinnen und Einwohnern findet
nicht statt.

§11
Personliche Erklarungen

Einem Ratsmitglied, das sich zu einer personlichen Erkldrung zu Wort gemeldet hat, ist das
Wort auch nach Schluss der Beratung vor der Abstimmung zu erteilen. Das Ratsmitglied darf
in der personlichen Erkldarung nur Angriffe zuriickweisen, die in der Aussprache gegen das
Ratsmitglied gerichtet wurden, oder eigene Ausfithrungen berichtigen. Es darf hierzu nicht
langer als drei Minuten sprechen.
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8§12
OrdnungsverstoRRe

Personliche Angriffe und Beleidigungen sind von dem / der Ratsvorsitzenden sofort zu
rugen.

VerstoBt ein Ratsmitglied gegen die Bestimmungen der Geschiftsordnung, so kann die
/ der Ratsvorsitzende das Ratsmitglied unter Nennung des Namens ,,zur Ordnung®,
falls es vom Beratungsgegenstand abschweift, ,,zur Sache* rufen. Folgt das
Ratsmitglied dieser Ermahnung nicht, so kann die / der Ratsvorsitzende ihm nach
nochmaliger Verwarnung das Wort entziehen. Ist einem Ratsmitglied das Wort
entzogen, so darf es zu diesem Punkt der Tagesordnung nicht mehr sprechen.

§ 9 Abs. 4 dieser Geschiftsordnung bleibt unberiihrt.

Wird die Ordnung in einer Sitzung gestort und gelingt es der / dem Ratsvorsitzenden
nicht, sie wieder herzustellen, so kann sie / er die Sitzung unterbrechen oder die
Sitzung nach Beratung mit den Vorsitzenden der Fraktionen und Gruppen vorzeitig
schlieflen.

§13
Abstimmung

Der Beratung folgt in der Regel die Abstimmung. Antrdge sollen vor der Abstimmung
im Wortlaut verlesen werden. Die / der Ratsvorsitzende entscheidet iiber die
Reihenfolge der Abstimmung. Antrdge zur Geschéftsordnung haben Vorrang.

Abgestimmt wird grundsétzlich durch Erheben der Hand, in Zweifelsféillen durch
Aufstehen. Der / dem Ratsvorsitzenden bleibt es iiberlassen, eine Auszdhlung der
Stimmen vorzunehmen und das genaue Stimmverhéltnis zu ermitteln. Die Auszidhlung
muss erfolgen, wenn der Rat dies vor der Abstimmung beschlieft.

Der / die Ratsvorsitzende stellt die Fragen so, dass der Rat seine Beschliisse mit der
Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen fasst. Stimmenthaltungen und
ungiiltigen Stimmen z&hlen bei der Feststellung des Abstimmungsergebnisses nicht
mit.

Grundsétzlich wird offen abgestimmt. Auf Antrag von mindestens einem Drittel der
anwesenden Ratsmitglieder ist namentlich abzustimmen. Dies gilt nicht fiir die
Abstimmung liber Geschéftsordnungsantrége.

Uber einen Antrag auf geheime Abstimmung wird mit Mehrheit beschlossen; die
geheime Abstimmung hat Vorrang vor namentlicher Abstimmung. Das Ergebnis einer
geheimen Abstimmung wird durch zwei von der / dem Ratsvorsitzenden zu
bestimmende Ratsmitglieder festgestellt und der / dem Ratsvorsitzenden mitgeteilt, die
/ der es dann bekannt gibt.



§14
Wabhlen

Fiir die Stimmauszdhlung bei Wahlen gilt § 13 Abs. 5 Satz 2 entsprechend.

§15
Anfragen

Jede Ratsfrau und jeder Ratsherr kann Anfragen, die gemeindebezogene Angelegenheiten
betreffen, stellen. Wenn diese in der Ratssitzung beantwortet werden sollen, miissen sie drei
Tage vor der Ratssitzung bei der Biirgermeisterin / dem Biirgermeister schriftlich eingereicht
sein. Die Anfragen werden von der Biirgermeisterin / dem Biirgermeister miindlich oder
schriftlich beantwortet. Eine Aussprache iiber die Beantwortung der Anfragen findet nicht
statt. Eine Zusatzfrage der Fragestellerin oder des Fragestellers ist zulédssig. Die / der
Ratsvorsitzende kann weitere Zusatzfragen zur Sache zulassen. Die Anfragen und Antworten
werden in das Protokoll aufgenommen. Ist die Antwort nicht schriftlich vorbereitet, so wird
ihr wesentlicher Inhalt aufgenommen. Das gleiche gilt fiir Zusatzfragen.

816
Einwohnerfragestunde

(D) Jede Einwohnerin und jeder Einwohner der Gemeinde Rastede kann Fragen zu
Beratungsgegenstinden der Ratssitzung und zu anderen Angelegenheiten der
Gemeinde stellen. Die Fragestellerin oder der Fragesteller kann bis zu zwei
Zusatzfragen anschlieen, die sich auf den Gegenstand ihrer oder seiner ersten Frage
beziehen miissen.

2) Die Fragen werden von der Biirgermeisterin oder dem Biirgermeister beantwortet.

§17
Protokoll

(D) Die Biirgermeisterin / der Biirgermeister ist fiir das Protokoll verantwortlich. Sie / er
bestimmt die Protokollfiihrerin oder den Protokollfiihrer. Zur Anfertigung des
Protokolls kann die Beratung auf Tonband aufgenommen werden. Das Tonband ist
nach Genehmigung des Protokolls zu 16schen.

(2)  Im Protokoll werden die wesentlichen Inhalte der Verhandlungen festgehalten. Ein
Wortprotokoll ist ausgeschlossen. Aus dem Protokoll muss ersichtlich sein, wann und
wo die Sitzung stattgefunden hat, wer an ihr teilgenommen hat, welche Gegenstinde
verhandelt, welche Beschliisse gefasst und welche Wahlen angenommen worden sind.
Die Abstimmungsergebnisse sind festzuhalten. Jedes Ratsmitglied kann verlangen,
dass aus dem Protokoll hervorgeht, wie es abgestimmt hat; dies gilt nicht bei geheimer
Stimmabgabe.

(3) Eine Ausfertigung des Protokolls ist allen Ratsmitgliedern alsbald nach jeder
Ratssitzung zu iibersenden. Einwendungen gegen das Protokoll diirfen sich nur gegen
die Richtigkeit der Wiedergabe des Verhandlungsverlaufs und den Inhalt der
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Beschliisse richten. Werden gegen die Fassung des Protokolls Einwendungen erhoben,
die sich nicht durch Erkldrungen der Protokollfiihrerin oder des Protokollfiihrers, der
Biirgermeisterin oder des Biirgermeisters beheben lassen, so entscheidet der Rat.

Die Protokolle sind, soweit sie nicht 6ffentlich beratende Gegenstinde zum Inhalt
haben, vertraulich zu behandeln und zu verwahren.

Uber die Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung des Rates vor Ablauf der
Wahlperiode beschliefit der Verwaltungsausschuss.

§18
Fraktionen und Gruppen

Fraktionen sind auf Zusammenarbeit gerichtete Zusammenschliisse von Ratsfrauen
und Ratsherren, die aufgrund desselben Wahlvorschlages gewéhlt wurden.

Gruppen sind auf Zusammenarbeit gerichtete Zusammenschliisse von Ratsfrauen und
Ratsherren, die aufgrund verschiedener Wahlvorschldge ihren Ratssitz erlangt haben.
Zu den Gruppen rechnen auch Zusammenschliisse von Fraktionen mit fraktionslosen
Ratsmitgliedern sowie mit anderen Fraktionen oder Gruppen sowie von Gruppen.

Ratsfrauen und Ratsherren diirfen nur einer Fraktion angehoren. Entsprechendes gilt
fiir die Zugehorigkeit zu den Gruppen.

Die Gruppe nimmt anstelle der an ihr beteiligten Fraktionen oder Gruppen deren
kommunalverfassungsrechtlichen Rechte wahr.

Jede Fraktion und jede Gruppe hat eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und
mindestens eine stellvertretende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden. Die
Bildung einer Fraktion oder Gruppe ist zur ersten Sitzung des Rates nach seiner Wahl
der Biirgermeisterin oder dem Biirgermeister schriftlich unter Angabe des Namens der
Fraktion oder Gruppe, ihrer Mitglieder und ihrer Vorsitzenden oder ihres Vorsitzenden
und des stellvertretenden Vorsitzenden anzuzeigen. Nach der ersten Ratssitzung sind
die Anderung, die Auflésung sowie die Bildung von Fraktionen und Gruppen in
gleicher Weise anzuzeigen.

Die Bildung von Fraktionen und Gruppen sowie Anderungen werden mit dem Eingang
der Anzeige nach Absatz 5 wirksam.

Den Fraktionen und Gruppen werden im Rahmen der im Haushalt zur Verfiigung
stechenden Mittel Zuwendungen zu den Sach- und Personalkosten fiir die
Geschiiftsfiihrung einschlieBlich ihrer Offentlichkeitsarbeit in Angelegenheiten der
Gemeinde (§ 57 Abs. 3 NKomVG) gewihrt. Uber die Verwendung der Zuwendungen
im jeweiligen Haushaltsjahr ist ein Nachweis in einfacher Form zu fiihren, der jeweils
bis zum 31.03. des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres der Biirgermeisterin oder
dem Biirgermeister vorzulegen ist.



I1. Abschnitt - Verwaltungsausschuss

8§19
Geschaftsgang und Verfahren des Verwaltungsausschusses

Fir den Geschiftsgang und das Verfahren des Verwaltungsausschusses gelten die
Vorschriften des 1. Abschnittes dieser Geschiftsordnung mit Ausnahme der §§ 10 und 16
entsprechend, soweit nicht gesetzliche Vorschriften vorgehen oder Bestimmungen dieser
Geschiftsordnung entgegenstehen.

8§20
Einberufung des Verwaltungsausschusses

(1)  Der Verwaltungsausschuss wird von der Biirgermeisterin / dem Biirgermeister nach
Bedarf unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen.

(2)  Die regelmiBige Ladungsfrist betrdgt eine Woche. In Eilfdllen kann diese Frist bis auf
einen Tag verkiirzt werden. Die Ladung muss ausdriicklich auf eine derartige
Abkiirzung hinweisen. Einladung und Tagesordnung sind allen iibrigen
Ratsmitgliedern in Abschrift nachrichtlich zuzuleiten.

(3)  In dringlichen Fillen kann der Verwaltungsausschuss in seiner Sitzungspause der
Ratssitzung einberufen werden.

8§21
Protokoll des Verwaltungsausschusses

Eine Ausfertigung des Protokolls iiber die Sitzungen des Verwaltungsausschusses wird allen
Ratsmitgliedern alsbald nach jeder Sitzung zugeleitet. Die Protokolle sind vertraulich zu
behandeln und zu verwahren.

I11. Abschnitt - Ausschisse

8§22
Geschaftsgang und Verfahren der Ausschiisse

(1)  Fir den Geschiftsgang und das Verfahren der Ratsausschiisse sowie der Ausschiisse
nach besonderen Rechtsvorschriften gelten die Vorschriften des 1. Abschnittes mit
Ausnahme von § 16 entsprechend, soweit nicht gesetzliche Vorschriften vorgehen
oder Bestimmungen dieser Geschiftsordnung entgegenstehen.

(2) Die Sitzungen der Ausschiisse sind Offentlich. Ausschiisse koénnen zu einer
nichtoffentlichen Sitzung geladen werden, wenn die Tagesordnung nur
Beratungsgegenstinde enthilt, die in nichtéffentlicher Sitzung zu verhandeln sind.



V. Abschnitt - Schlussbestimmungen

§23
Aulerkraftsetzen der Geschéaftsordnung

Der Rat und der Verwaltungsausschuss konnen fiir die Dauer einer Sitzung oder fiir einzelne
Tagesordnungspunkte die Aufhebung oder Anderung von Bestimmungen dieser
Geschéftsordnung mit der Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl ihrer
stimmberechtigten Mitglieder beschliefen. Eine Erhohung der Zahl der Beigeordneten gemél
§ 74 Abs. 2 NKomVG ist zu beriicksichtigen.

§24
Inkrafttreten
Diese Geschiftsordnung tritt am 09.11.2011 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschéftsordnung
fiir den Rat, den Verwaltungsausschuss, die Ratsausschiisse und die Ratsausschiisse vom
07.11.2006 auBer Kraft.
Rastede, den 9. November 2011
(GS)

gez. (Namen)
Biirgermeister
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Geschaftsordnun
@ g

fiir den Rat, den Verwaltungsausschuss, die Ratsausschisse und die Ausschisse nach
besonderen Rechtsvorschriften

I. Abschnitt - Rat

§1
Einberufung des Rates

(1)  Die Ladungsfrist fur Sitzungen des Rates betrégt eine Woche. In Eilfallen kann die
Ladungsfrist auf einen Tag abgekirzt werden. Die Ladung muss in diesem Falle
ausdriicklich auf die Abkurzung der Ladungsfrist hinweisen.

2 Die Ladung erfolgt schriftlich durch E-Mail. Di@atsfrauen und Ratsherren sind
verpflichtet, Anderungen ihrer E-Mail-Adresse umgehend dem Biirgermeister / der
Burgermeisterin mitzuteilen. Der Ladung sind die Tagesordnung sowie in der Regel
Vorlagen zu den einzelnen Tagesordnungspunkten beizufiigen. Bei der Aufstellung
der Tagesordnung ist § 3 zu beachten. Jeder Beratungsgegenstand muss konkret
bezeichnet werden.

§2
Offentlichkeit der Sitzungen

(@) Die Sitzungen des Rates sind 6ffentlich, soweit nicht das 6ffentliche Wohl oder
berechtigte Interessen Einzelner den Ausschluss der Offentlichkeit erfordern. Uber
einen Antrag auf Ausschluss der Offentlichkeit wird in nichtoffentlicher Sitzung
beraten und entschieden; wenn eine Beratung nicht erforderlich ist, kann (ber den
Ausschluss der Offentlichkeit in 6ffentlicher Sitzung entschieden werden.

(2)  An offentlichen Sitzungen des Rates kénnen Zuhdérerinnen und Zuhdrer nach Mal3gabe
der vorhandenen Platze teilnehmen.

(3)  Zuhorerinnen und Zuhdrer sind nicht berechtigt, das Wort zu ergreifen oder sich sonst
an den Beratungen zu beteiligen. Sie dirfen die Beratungen nicht storen, insbesondere
keine Zeichen des Beifalls oder des Missfallens geben. Zuhérerinnen und Zuhdrer
kénnen von dem oder der Ratsvorsitzenden aus dem Sitzungssaal verwiesen werden.

§3
Sitzungsverlauf @
Der regelmaRige Sitzungsablauf ist folgender:

a) Erdffnung der Sitzung,
b) Feststellung der ordnungsgemélien Ladung und der Beschlussféhigkeit,


gerdlanghorst
Notiz
Änderungsantrag Fraktion "GRÜNE":
a) Eröffnung der Sitzung
b) Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähigkeit,
c) Feststellung der Tagesordnung,
d) Genehmigung der Niederschrift über die vorhergegangene Sitzung,
e) Bericht der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters über wichtige Angelegenheiten,
f) Einwohnerfragestunde
g) Behandlung der Tagesordnungspunkte,
h) nichtöffentliche Sitzung (bei Bedarf)
i) Schließung der Sitzung

Durch diese Änderung wird für EinwohnerInnen eine Information durch den Bürgermeister und eine bessere Zeitplanung für fragende BürgerInnen ermöglicht.  Zusätzlicher Zeitaufwand entsteht durch diese Verlagerung nicht.
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"Hauptausschuss" lt. NKomVG
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c) Feststellung der Tagesordnung,

d) Genehmigung der Niederschrift Uber die vorhergegangene Sitzung,

e) Behandlung der Tagesordnungspunkte,

f) Bericht des Birgermeisters / der Burgermeisterin Gber wichtige Angelegenheiten,
g) Einwohnerfragestunde (bei Bedarf),

h) nichtéffentliche Sitzung,

1) Schliefung der Sitzung.

§4
Sachantréage @

Antrége zur Aufnahme eines bestimmten Beratungsgegenstandes in die Tagesordnung
mussen schriftlich spatestens am 10. Tage vor der jeweiligen Ratssitzung bei der
Burgermeisterin oder dem Burgermeister eingegangen sein.

Der Rat entscheidet dariiber, welchem Ausschuss die Antrdge zur Vorbereitung
Uberwiesen werden sollen. Findet innerhalb eines Monats nach Eingang eines
Antrages keine Ratssitzung statt, entscheidet der Verwaltungsausschuss anstelle des
Rates Uber die Ausschussiberweisung.

Die / der Ratsvorsitzende kann verlangen, dass mundlich gestellte Antrdge zu
Gegenstéanden, die auf der Tagesordnung stehen, bis zur Abstimmung schriftlich
vorgelegt werden.

Antrage auf Aufhebung oder Anderung von Beschliissen friiherer Sitzungen dirfen in
die Tagesordnung nur aufgenommen oder in der Sitzung gestellt werden, wenn der
Verwaltungsausschuss einen entsprechenden Beschluss empfohlen hat oder die
Beschlussfassung des Rates mehr als 6 Monate zurtickliegt. Dies gilt nicht, wenn sich
die Sach- und Rechtslage wesentlich verandert hat.

§5
Dringlichkeitsantrage

Dringlichkeitsantrage missen vor Eintritt in die Tagesordnung eingebracht sein. Der
Rat beschliel3t im Rahmen der Feststellung der Tagesordnung Uber die Dringlichkeit
des Antrages. Eine Aussprache Uber die Dringlichkeit darf sich nicht mit dem Inhalt
des Antrages, sondern nur mit der Priifung der Dringlichkeit befassen.

Der Antrag ist auf die Tagesordnung zu setzen, wenn die Dringlichkeit vorliegt und
vom Rat mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder anerkannt wird.

Soll Uber den Antrag in der Sache nicht in der laufenden Sitzung des Rates
beschlossen werden, ist die Sitzung zur VVorbereitung durch den Verwaltungsausschuss
nach § 20 Abs. 3 zu unterbrechen.


gerdlanghorst
Notiz
Das Recht jedes Ratsmitglieds, in der Vertretung und in den Ausschüssen denen es angehört, Anträge zu stellen, wird hier massiv eingeschränkt, siehe Satz (2) bzw. unnötig erschwert., siehe Satz (3).
Änderungsantrag: Beibehaltung der bisherigen, bewährten Regelung.
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§6
Anderungsantrage

Zu jedem Punkt der Tagesordnung konnen bis zur Schlussabstimmung schriftlich oder
mindlich Anderungsantrage gestellt werden. Wird ein Anderungsantrag angenommen, so gilt
der verdnderte Antrag als neue Beratungsgrundlage.

§7
Antrage zur Geschaftsordnung

(1)  Jedes Ratsmitglied kann wahrend der Sitzung Antrage zur Geschaftsordnung stellen.
Hierzu gehoren insbesondere Antrage auf

a) Nichtbefassung,

b) SchlieRen der Rednerliste und Schluss der Debatte; dieser Antrag kann nur von
Ratsmitglieder gestellt werden, die zu dem Punkt nicht zur Sache gesprochen
haben,

c) Vertagung,

d) Verweisung an einen Ausschuss,

e) Unterbrechen der Sitzung,

f) Ubergang zur Tagesordnung,

g) nichtoffentliche Beratung einer Angelegenheit.

(2)  Auf einen Antrag zur Geschéftsordnung erteilt die oder der Ratsvorsitzende zuerst der
Antragstellerin oder dem Antragsteller das Wort zur Begriindung.

§8
Zuruckziehen von Antragen und Beschlussvorlagen

Antrége konnen bis zur Abstimmung von der Antragstellerin oder dem Antragsteller jederzeit
zurlickgezogen werden. Entsprechendes gilt bei Beschlussvorlagen fiir die Birgermeisterin
oder den Blrgermeister.

59 (O

Beratung und Redeordnung

@ Ein Ratsmitglied darf nur sprechen, wenn ihm von der / dem Ratsvorsitzenden das
Wort erteilt wird. Es darf nur zur Sache gesprochen werden. Zwischenfragen sind nur
mit Zustimmung der oder des Sprechenden zuldssig.

2 Die / der Ratsvorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen,
indem sie / er den Namen des Ratsmitgliedes aufruft. Bei Wortmeldungen ,,zur
Geschaftsordnung” ist das Wort aulRerhalb der Reihenfolge zu erteilen.

3) Die / der Ratsvorsitzende kann zur Wahrung der ihr / ihm nach § 63 NKomVG und
den Bestimmungen dieser Geschaftsordnung obliegenden Befugnisse jederzeit das
Wort ergreifen.


gerdlanghorst
Notiz
Redezeit: gegenüber der bisherigen Geschäftsordnung wird hier die Redezeit wesentlich eingeschränkt. Bisher: "In derselben Angelegenheit soll niemand öfter als zweimal das Wort erhalten. Die Wortbeiträge sollen jeweils drei Minuten nicht überschreiten."
Neu:"...grundsätzlich bis zu drei Minuten. ... nur einmal sprechen"

Das bedeutet eine Einschränkung der Redezeit um 50 %! sowie die Einschränkung von "soll" auf "bis zu".

Wir beantragen hier die Übernahme der bisherigen Regelung, die bekanntlich in der letzten Ratsperiode zu keinen Problemen geführt hat.




4 Die Burgermeisterin / der Blrgermeister und die weiteren Beamtinnen und Beamten
auf Zeit sind auf ihr Verlangen zum Gegenstand der Verhandlung zu hdren. Die
Ratsvorsitzende / der Ratsvorsitzende kann ihnen zur tatsachlichen oder rechtlichen
Klarstellung des Sachverhaltes auch auBerhalb der Reihenfolge der Wortmeldungen
das Wort erteilen.

(5) Die Redezeit betragt grundsatzlich bis zu drei Minuten. Die / der Ratsvorsitzende kann
die Redezeit verlangern.

(6) Jedes Ratsmitglied darf grundsétzlich zu einem Beratungsgegenstand nur einmal
sprechen; ausgenommen sind

a) das Schlusswort der Antragstellerin oder des Antragstellers unmittelbar vor der
Abstimmung,

b) die Richtigstellung offenbarer Missverstandnisse,

c) Anfragen zur Klarung von Zweifelsfragen,

d) Antrége und Einwendungen zur Geschéftsordnung,

e) Wortmeldungen der Biirgermeisterin oder des Birgermeisters gemald Abs. 4

Die / der Ratsvorsitzende kann im Einzelfall zulassen, dass ein Ratsmitglied mehr als
einmal zu einer Sache sprechen darf.

(7)  Wahrend der Aussprache tber einen Tagesordnungspunkt sind nur folgende Antrége
zuléssig:

a) Antrége zur Geschéftsordnung,

b) Anderungsantrage,

¢) Zurlckziehung von Sachantrdgen zu Tagesordnungspunkten,

d) Anhorung anwesender Sachverstandiger oder anwesender Einwohnerinnen und
Einwohner

§10 [

Anhdrungen

Beschliet der Rat, anwesende Sachverstandige oder anwesende Einwohnerinnen und
Einwohner zum Gegenstand der Beratung zu horen (8 62 Abs. 2 NKomVG), so gilt § 9 Abs. 6
dieser Geschéaftsordnung entsprechend. Der Beschluss bedarf der Mehrheit von drei Vierteln
der anwesenden Ratsmitglieder. Eine Diskussion mit Einwohnerinnen und Einwohnern findet
nicht statt.

§11
Personliche Erklarungen

Einem Ratsmitglied, das sich zu einer personlichen Erklarung zu Wort gemeldet hat, ist das
Wort auch nach Schluss der Beratung vor der Abstimmung zu erteilen. Das Ratsmitglied darf
in der personlichen Erklarung nur Angriffe zurtickweisen, die in der Aussprache gegen das
Ratsmitglied gerichtet wurden, oder eigene Ausfiihrungen berichtigen. Es darf hierzu nicht
langer als drei Minuten sprechen.


gerdlanghorst
Notiz
Die laut NKomVG vorgesehene Regelung wird durch den hier vorgesehen Dreiviertel-Mehrheitsbeschluss unnötig behindert. Ein einfacher Mehrheitsbeschluss ist hier  ausreichend. Änderungsantrag: "Der Beschluss bedarf der einfachen Mehrheit der anwesenden Ratsmitglieder."
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Dieser Satz kann entfallen, Redezeit ist an anderer Stelle bereits geregelt. (§9)
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8§12
OrdnungsverstoRRe

Personliche Angriffe und Beleidigungen sind von dem / der Ratsvorsitzenden sofort zu
rigen.

Verstol3t ein Ratsmitglied gegen die Bestimmungen der Geschéaftsordnung, so kann die
/ der Ratsvorsitzende das Ratsmitglied unter Nennung des Namens ,,zur Ordnung*,
falls es vom Beratungsgegenstand abschweift, ,,zur Sache“ rufen. Folgt das
Ratsmitglied dieser Ermahnung nicht, so kann die / der Ratsvorsitzende ihm nach
nochmaliger Verwarnung das Wort entziehen. Ist einem Ratsmitglied das Wort
entzogen, so darf es zu diesem Punkt der Tagesordnung nicht mehr sprechen.

8 9 Abs. 4 dieser Geschéftsordnung bleibt unberihrt.

Wird die Ordnung in einer Sitzung gestort und gelingt es der / dem Ratsvorsitzenden
nicht, sie wieder herzustellen, so kann sie / er die Sitzung unterbrechen oder die
Sitzung nach Beratung mit den Vorsitzenden der Fraktionen und Gruppen vorzeitig
schlieRen.

§13 O

Abstimmung

Der Beratung folgt in der Regel die Abstimmung. Antrége sollen vor der Abstimmung
im Wortlaut verlesen werden. Die / der Ratsvorsitzende entscheidet tber die
Reihenfolge der Abstimmung. Antrage zur Geschéftsordnung haben Vorrang.

Abgestimmt wird grundsatzlich durch Erheben der Hand, in Zweifelsfallen durch
Aufstehen. Der / dem Ratsvorsitzenden bleibt es Uberlassen, eine Auszahlung der
Stimmen vorzunehmen und das genaue Stimmverhéltnis zu ermitteln. Die Auszahlung
muss erfolgen, wenn der Rat dies vor der Abstimmung beschlief3t.

Der / die Ratsvorsitzende stellt die Fragen so, dass der Rat seine Beschliisse mit der
Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen fasst. Stimmenthaltungen und
ungultigen Stimmen z&hlen bei der Feststellung des Abstimmungsergebnisses nicht
mit.

Grundsatzlich wird offen abgestimmt. Auf Antrag von mindestens einem Drittel der
anwesenden Ratsmitglieder ist namentlich abzustimmen. Dies gilt nicht fir die
Abstimmung tber Geschéftsordnungsantrage.

Uber einen Antrag auf geheime Abstimmung wird mit Mehrheit beschlossen; die
geheime Abstimmung hat VVorrang vor namentlicher Abstimmung. Das Ergebnis einer
geheimen Abstimmung wird durch zwei von der / dem Ratsvorsitzenden zu
bestimmende Ratsmitglieder festgestellt und der / dem Ratsvorsitzenden mitgeteilt, die
/ der es dann bekannt gibt.


gerdlanghorst
Notiz
Änderungsantrag: Übernahme des bisherigen § 8.,Satz (3) und Satz (5) da in der letzten Ratsperiode kein Veränderungsbedarf erkennbar wurde. Hürde für geheime Abstimmung zu hoch, Minderheitenschutz wird verletzt. 
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§14
Wabhlen

Fur die Stimmauszéhlung bei Wahlen gilt 8 13 Abs. 5 Satz 2 entsprechend.

§15
Anfragen

Jede Ratsfrau und jeder Ratsherr kann Anfragen, die gemeindebezogene Angelegenheiten
betreffen, stellen. Wenn diese in der Ratssitzung beantwortet werden sollen, mussen sie drei
Tage vor der Ratssitzung bei der Birgermeisterin / dem Birgermeister schriftlich eingereicht
sein. Die Anfragen werden von der Blrgermeisterin / dem Burgermeister mindlich oder
schriftlich beantwortet. Eine Aussprache tber die Beantwortung der Anfragen findet nicht
statt. Eine Zusatzfrage der Fragestellerin oder des Fragestellers ist zuldssig. Die / der
Ratsvorsitzende kann weitere Zusatzfragen zur Sache zulassen. Die Anfragen und Antworten
werden in das Protokoll aufgenommen. Ist die Antwort nicht schriftlich vorbereitet, so wird
ihr wesentlicher Inhalt aufgenommen. Das gleiche gilt fir Zusatzfragen.

816
Einwohnerfragestunde

(1) Jede Einwohnerin und jeder Einwohner der Gemeinde Rastede kann Fragen zu
Beratungsgegenstdnden der Ratssitzung und zu anderen Angelegenheiten der
Gemeinde stellen. Die Fragestellerin oder der Fragesteller kann bis zu zwei
Zusatzfragen anschlief3en, die sich auf den Gegenstand ihrer oder seiner ersten Frage
beziehen missen.

2 Die Fragen werden von der Birgermeisterin oder dem Blirgermeister beantwortet.

§17
Protokoll

@ Die Birgermeisterin / der Blrgermeister ist fur das Protokoll verantwortlich. Sie / er
bestimmt die Protokollfuhrerin oder den Protokollfuhrer. Zur Anfertigung des
Protokolls kann die Beratung auf Tonband aufgenommen werden. Das Tonband ist
nach Genehmigung des Protokolls zu I6schen.

2 Im Protokoll werden die wesentlichen Inhalte der Verhandlungen festgehalten. Ein
Wortprotokoll ist ausgeschlossen. Aus dem Protokoll muss ersichtlich sein, wann und
wo die Sitzung stattgefunden hat, wer an ihr teilgenommen hat, welche Gegenstande
verhandelt, welche Beschlisse gefasst und welche Wahlen angenommen worden sind.
Die Abstimmungsergebnisse sind festzuhalten. Jedes Ratsmitglied kann verlangen,
dass aus dem Protokoll hervorgeht, wie es abgestimmt hat; dies gilt nicht bei geheimer
Stimmabgabe.

(€)) Eine Ausfertigung des Protokolls ist allen Ratsmitgliedern alsbald nach jeder
Ratssitzung zu Ubersenden. Einwendungen gegen das Protokoll diirfen sich nur gegen
die Richtigkeit der Wiedergabe des Verhandlungsverlaufs und den Inhalt der
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Beschlisse richten. Werden gegen die Fassung des Protokolls Einwendungen erhoben,
die sich nicht durch Erklarungen der Protokollftihrerin oder des Protokollfuihrers, der
Burgermeisterin oder des Burgermeisters beheben lassen, so entscheidet der Rat.

Die Protokolle sind, soweit sie nicht offentlich beratende Gegenstande zum Inhalt
haben, vertraulich zu behandeln und zu verwahren.

Uber die Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung des Rates vor Ablauf der
Wahlperiode beschliefl3t der Verwaltungsausschuss.

§18
Fraktionen und Gruppen

Fraktionen sind auf Zusammenarbeit gerichtete Zusammenschliisse von Ratsfrauen
und Ratsherren, die aufgrund desselben Wahlvorschlages gewahlt wurden.

Gruppen sind auf Zusammenarbeit gerichtete Zusammenschliisse von Ratsfrauen und
Ratsherren, die aufgrund verschiedener Wahlvorschldge ihren Ratssitz erlangt haben.
Zu den Gruppen rechnen auch Zusammenschliisse von Fraktionen mit fraktionslosen
Ratsmitgliedern sowie mit anderen Fraktionen oder Gruppen sowie von Gruppen.

Ratsfrauen und Ratsherren dirfen nur einer Fraktion angehoren. Entsprechendes gilt
fiir die Zugehorigkeit zu den Gruppen.

Die Gruppe nimmt anstelle der an ihr beteiligten Fraktionen oder Gruppen deren
kommunalverfassungsrechtlichen Rechte wahr.

Jede Fraktion und jede Gruppe hat eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und
mindestens eine stellvertretende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden. Die
Bildung einer Fraktion oder Gruppe ist zur ersten Sitzung des Rates nach seiner Wahl
der Blrgermeisterin oder dem Birgermeister schriftlich unter Angabe des Namens der
Fraktion oder Gruppe, ihrer Mitglieder und ihrer VVorsitzenden oder ihres VVorsitzenden
und des stellvertretenden Vorsitzenden anzuzeigen. Nach der ersten Ratssitzung sind
die Anderung, die Auflosung sowie die Bildung von Fraktionen und Gruppen in
gleicher Weise anzuzeigen.

Die Bildung von Fraktionen und Gruppen sowie Anderungen werden mit dem Eingang
der Anzeige nach Absatz 5 wirksam.

Den Fraktionen und Gruppen werden im Rahmen der im Haushalt zur Verfugung
stehenden Mittel Zuwendungen zu den Sach- und Personalkosten fir die
Geschaftsfilhrung einschlieRlich ihrer Offentlichkeitsarbeit in Angelegenheiten der
Gemeinde (§ 57 Abs. 3 NKomVG) gewahrt. Uber die Verwendung der Zuwendungen
im jeweiligen Haushaltsjahr ist ein Nachweis in einfacher Form zu fihren, der jeweils
bis zum 31.03. des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres der Blrgermeisterin oder
dem Burgermeister vorzulegen ist.



I1. Abschnitt - Verwaltungsausschuss

8§19
Geschaftsgang und Verfahren des Verwaltungsausschusses

Fur den Geschaftsgang und das Verfahren des Verwaltungsausschusses gelten die
Vorschriften des I. Abschnittes dieser Geschaftsordnung mit Ausnahme der 88 10 und 16
entsprechend, soweit nicht gesetzliche Vorschriften vorgehen oder Bestimmungen dieser
Geschéaftsordnung entgegenstehen.

8§20
Einberufung des Verwaltungsausschusses

(1)  Der Verwaltungsausschuss wird von der Bilirgermeisterin / dem Burgermeister nach
Bedarf unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen.

2 Die regelmaRige Ladungsfrist betragt eine Woche. In Eilfallen kann diese Frist bis auf
einen Tag verklrzt werden. Die Ladung muss ausdricklich auf eine derartige
Abkilrzung hinweisen. Einladung und Tagesordnung sind allen Ubrigen
Ratsmitgliedern in Abschrift nachrichtlich zuzuleiten.

3) In dringlichen Fallen kann der Verwaltungsausschuss in seiner Sitzungspause der
Ratssitzung einberufen werden.

8§21
Protokoll des Verwaltungsausschusses

Eine Ausfertigung des Protokolls tber die Sitzungen des Verwaltungsausschusses wird allen
Ratsmitgliedern alsbald nach jeder Sitzung zugeleitet. Die Protokolle sind vertraulich zu
behandeln und zu verwahren.

I11. Abschnitt - Ausschisse

8§22
Geschaftsgang und Verfahren der Ausschiisse

(1)  Fir den Geschaftsgang und das Verfahren der Ratsausschiisse sowie der Ausschiisse
nach besonderen Rechtsvorschriften gelten die Vorschriften des 1. Abschnittes
entsprechend, soweit nicht gesetzliche Vorschriften vorgehen oder Bestimmungen
dieser Geschaftsordnung entgegenstehen.

(2 Die Sitzungen der Ausschiisse sind offentlich. Ausschisse kodnnen zu einer
nichtoffentlichen  Sitzung geladen werden, wenn die Tagesordnung nur
Beratungsgegenstande enthélt, die in nichtéffentlicher Sitzung zu verhandeln sind.
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V. Abschnitt - Schlussbestimmungen

§23
Aulerkraftsetzen der Geschéaftsordnung

Der Rat und der Verwaltungsausschuss kénnen fiir die Dauer einer Sitzung oder fir einzelne
Tagesordnungspunkte die  Aufhebung oder Anderung von Bestimmungen dieser
Geschaftsordnung mit der Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl ihrer
stimmberechtigten Mitglieder beschliel3en. Eine Erhéhung der Zahl der Beigeordneten gemal
8§ 74 Abs. 2 NKomVG ist zu beriicksichtigen.

§24
Inkrafttreten
Diese Geschaftsordnung tritt am 09.11.2011 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschaftsordnung
fir den Rat, den Verwaltungsausschuss, die Ratsausschiisse und die Ratsausschiisse vom
07.11.2006 aulRer Kraft.
Rastede, den 9. November 2011
(GS)

gez. (Namen)
Birgermeister
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Geschéaftsordnung

fiir den Rat, den Verwaltungsausschuss, die Ratsausschiisse und die Ausschiisse nach
besonderen Rechtsvorschriften

I. Abschnitt - Rat

§1
Einberufung des Rates

(1)  Die Ladungsfrist fiir Sitzungen des Rates betrdgt eine Woche. In Eilfdllen kann die
Ladungsfrist auf einen Tag abgekiirzt werden. Die Ladung muss in diesem Falle
ausdriicklich auf die Abkiirzung der Ladungsfrist hinweisen.

(2)  Die Ladung erfolgt schriftlich durch E-Mail. Die Ratsfrauen und Ratsherren sind
verpflichtet, Anderungen ihrer E-Mail-Adresse umgehend dem Biirgermeister / der
Biirgermeisterin mitzuteilen. Der Ladung sind die Tagesordnung sowie in der Regel
Vorlagen zu den einzelnen Tagesordnungspunkten beizufiigen. Bei der Aufstellung
der Tagesordnung ist § 3 zu beachten. Jeder Beratungsgegenstand muss konkret
bezeichnet werden.

§2
Offentlichkeit der Sitzungen

(D) Die Sitzungen des Rates sind offentlich, soweit nicht das offentliche Wohl oder
berechtigte Interessen Einzelner den Ausschluss der Offentlichkeit erfordern. Uber
einen Antrag auf Ausschluss der Offentlichkeit wird in nichtdffentlicher Sitzung
beraten und entschieden; wenn eine Beratung nicht erforderlich ist, kann iiber den
Ausschluss der Offentlichkeit in 6ffentlicher Sitzung entschieden werden.

2) An offentlichen Sitzungen des Rates konnen Zuhorerinnen und Zuhorer nach Mallgabe
der vorhandenen Plétze teilnehmen.

(3)  Zuhorerinnen und Zuhdrer sind nicht berechtigt, das Wort zu ergreifen oder sich sonst
an den Beratungen zu beteiligen. Sie diirfen die Beratungen nicht stéren, insbesondere
keine Zeichen des Beifalls oder des Missfallens geben. Zuhorerinnen und Zuhorer
konnen von dem oder der Ratsvorsitzenden aus dem Sitzungssaal verwiesen werden.

§3
Sitzungsverlauf
Der regelméflige Sitzungsablauf ist folgender:
a) Erdéffnung der Sitzung,

b) Feststellung der ordnungsgemiflen Ladung und der Beschlussfahigkeit,
c) Feststellung der Tagesordnung,
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d) Genehmigung der Niederschrift {iber die vorhergegangene Sitzung,

e) Behandlung der Tagesordnungspunkte,

f) Bericht des Biirgermeisters / der Biirgermeisterin iiber wichtige Angelegenheiten,
g) Einwohnerfragestunde (bei Bedarf),

h) nichtoffentliche Sitzung,

1) SchlieBung der Sitzung.

§4
Sachantrage

Antrdge zur Aufnahme eines bestimmten Beratungsgegenstandes in die Tagesordnung
miissen schriftlich spitestens am 10. Tage vor der jeweiligen Ratssitzung bei der
Biirgermeisterin oder dem Biirgermeister eingegangen sein.

Der Rat entscheidet dariiber, welchem Ausschuss die Antrige zur Vorbereitung
iiberwiesen werden sollen. Findet innerhalb eines Monats nach Eingang eines
Antrages keine Ratssitzung statt, entscheidet der Verwaltungsausschuss anstelle des
Rates iiber die Ausschussiiberweisung.

Antriige auf Aufhebung oder Anderung von Beschliissen friiherer Sitzungen diirfen in
die Tagesordnung nur aufgenommen oder in der Sitzung gestellt werden, wenn der
Verwaltungsausschuss einen entsprechenden Beschluss empfohlen hat oder die
Beschlussfassung des Rates mehr als 6 Monate zuriickliegt. Dies gilt nicht, wenn sich
die Sach- und Rechtslage wesentlich verandert hat.

§5
Dringlichkeitsantrage

Dringlichkeitsantrdge miissen vor Eintritt in die Tagesordnung eingebracht sein. Der
Rat beschliefft im Rahmen der Feststellung der Tagesordnung iiber die Dringlichkeit
des Antrages. Eine Aussprache iiber die Dringlichkeit darf sich nicht mit dem Inhalt
des Antrages, sondern nur mit der Priifung der Dringlichkeit befassen.

Der Antrag ist auf die Tagesordnung zu setzen, wenn die Dringlichkeit vorliegt und
vom Rat mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder anerkannt wird.

Soll iiber den Antrag in der Sache nicht in der laufenden Sitzung des Rates
beschlossen werden, ist die Sitzung zur Vorbereitung durch den Verwaltungsausschuss
nach § 20 Abs. 3 zu unterbrechen.

) §6
Anderungsantrage

Zu jedem Punkt der Tagesordnung konnen bis zur Schlussabstimmung schriftlich oder
miindlich Anderungsantriige gestellt werden. Wird ein Anderungsantrag angenommen, so gilt
der verdnderte Antrag als neue Beratungsgrundlage.
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§7
Antrage zur Geschaftsordnung

Jedes Ratsmitglied kann wéhrend der Sitzung Antridge zur Geschiftsordnung stellen.
Hierzu gehoren insbesondere Antrage auf

a) Nichtbefassung,

b) SchlieBen der Rednerliste und Schluss der Debatte; dieser Antrag kann nur von
Ratsmitglieder gestellt werden, die zu dem Punkt nicht zur Sache gesprochen
haben,

c) Vertagung,

d) Verweisung an einen Ausschuss,

e) Unterbrechen der Sitzung,

f) Ubergang zur Tagesordnung,

g) nichtoffentliche Beratung einer Angelegenheit.

Auf einen Antrag zur Geschiftsordnung erteilt die oder der Ratsvorsitzende zuerst der
Antragstellerin oder dem Antragsteller das Wort zur Begriindung.

§8
Zuruckziehen von Antragen und Beschlussvorlagen

Antrige konnen bis zur Abstimmung von der Antragstellerin oder dem Antragsteller jederzeit
zuriickgezogen werden. Entsprechendes gilt bei Beschlussvorlagen fiir die Biirgermeisterin
oder den Biirgermeister.

(1

2

3)

4)

)

§9
Beratung und Redeordnung

Ein Ratsmitglied darf nur sprechen, wenn ihm von der / dem Ratsvorsitzenden das
Wort erteilt wird. Es darf nur zur Sache gesprochen werden. Zwischenfragen sind nur
mit Zustimmung der oder des Sprechenden zuldssig.

Die / der Ratsvorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen,
indem sie / er den Namen des Ratsmitgliedes aufruft. Bei Wortmeldungen ,,zur
Geschéftsordnung* ist das Wort auf3erhalb der Reihenfolge zu erteilen.

Die / der Ratsvorsitzende kann zur Wahrung der ihr / ihm nach § 63 NKomVG und
den Bestimmungen dieser Geschiftsordnung obliegenden Befugnisse jederzeit das
Wort ergreifen.

Die Biirgermeisterin / der Biirgermeister und die weiteren Beamtinnen und Beamten
auf Zeit sind auf ihr Verlangen zum Gegenstand der Verhandlung zu horen. Die
Ratsvorsitzende / der Ratsvorsitzende kann ihnen zur tatsdchlichen oder rechtlichen
Klarstellung des Sachverhaltes auch auflerhalb der Reihenfolge der Wortmeldungen
das Wort erteilen.

In derselben Angelegenheit soll niemand ofter als zweimal das Wort erhalten. Die
Wortbeitrége sollen jeweils drei Minuten nicht tiberschreiten.



(6)  Wihrend der Aussprache iiber einen Tagesordnungspunkt sind nur folgende Antriage
zuldssig:

a) Antrdge zur Geschiftsordnung,

b) Anderungsantrige,

¢) Zuriickziehung von Sachantrdgen zu Tagesordnungspunkten,

d) Anhorung anwesender Sachverstindiger oder anwesender Einwohnerinnen und
Einwohner

§10
Anhdrungen

Der Rat kann mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder beschlieen, anwesende
Sachverstindige oder anwesende Einwohnerinnen und Einwohner zum Gegenstand der
Beratung zu horen (§ 62 Abs. 2 NKomVGQG). Eine Diskussion mit Einwohnerinnen und
Einwohnern findet nicht statt.

§11
Personliche Erklarungen

Einem Ratsmitglied, das sich zu einer personlichen Erkldrung zu Wort gemeldet hat, ist das
Wort auch nach Schluss der Beratung vor der Abstimmung zu erteilen. Das Ratsmitglied darf
in der personlichen Erkldarung nur Angriffe zuriickweisen, die in der Aussprache gegen das
Ratsmitglied gerichtet wurden, oder eigene Ausfithrungen berichtigen. Es darf hierzu nicht
langer als drei Minuten sprechen.

8§12
OrdnungsverstoRRe

(1)  Personliche Angriffe und Beleidigungen sind von dem / der Ratsvorsitzenden sofort zu
rigen.

2) Verstoflt ein Ratsmitglied gegen die Bestimmungen der Geschéftsordnung, so kann die
/ der Ratsvorsitzende das Ratsmitglied unter Nennung des Namens ,,zur Ordnung®,
falls es vom Beratungsgegenstand abschweift, ,,zur Sache* rufen. Folgt das
Ratsmitglied dieser Ermahnung nicht, so kann die / der Ratsvorsitzende ihm nach
nochmaliger Verwarnung das Wort entziehen. Ist einem Ratsmitglied das Wort
entzogen, so darf es zu diesem Punkt der Tagesordnung nicht mehr sprechen.

§ 9 Abs. 4 dieser Geschiftsordnung bleibt unberiihrt.

3) Wird die Ordnung in einer Sitzung gestort und gelingt es der / dem Ratsvorsitzenden
nicht, sie wieder herzustellen, so kann sie / er die Sitzung unterbrechen oder die
Sitzung nach Beratung mit den Vorsitzenden der Fraktionen und Gruppen vorzeitig
schlieBen.



8§13
Abstimmung

(1)  Der Beratung folgt in der Regel die Abstimmung. Antrige sollen vor der Abstimmung
im Wortlaut verlesen werden. Die / der Ratsvorsitzende entscheidet {iber die
Reihenfolge der Abstimmung. Antrdge zur Geschéftsordnung haben Vorrang.

(2)  Abgestimmt wird grundsétzlich durch Erheben der Hand, in Zweifelsfillen durch
Aufstehen. Der / dem Ratsvorsitzenden bleibt es iiberlassen, eine Auszdhlung der
Stimmen vorzunehmen und das genaue Stimmverhiltnis zu ermitteln. Die Auszdhlung
muss erfolgen, wenn der Rat dies vor der Abstimmung beschlief3t.

3) Der / die Ratsvorsitzende stellt die Fragen so, dass der Rat seine Beschliisse mit der
Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen fasst. Stimmenthaltungen und
ungiiltigen Stimmen zédhlen bei der Feststellung des Abstimmungsergebnisses nicht
mit.

(4)  Grundsdtzlich wird offen durch Handautheben abgestimmt. Auf Verlangen von
mindestens einem Drittel der anwesenden Ratsmitglieder ist offen unter
Namensnennung oder geheim auf Stimmzetteln abzustimmen. Ein Antrag auf geheime
Abstimmung ist vorrangig vor einem Antrag auf namentliche Abstimmung zu
behandeln. Das Ergebnis einer geheimen Abstimmung wird durch zwei von der / dem
Ratsvorsitzenden zu bestimmende Ratsmitglieder festgestellt und der / dem
Ratsvorsitzenden mitgeteilt, die / der es dann bekannt gibt.

8§14
Wahlen

Fiir die Stimmauszéhlung bei Wahlen gilt § 13 Abs. 4 Satz 4 entsprechend.

§15
Anfragen

Jede Ratsfrau und jeder Ratsherr kann Anfragen, die gemeindebezogene Angelegenheiten
betreffen, stellen. Wenn diese in der Ratssitzung beantwortet werden sollen, miissen sie drei
Tage vor der Ratssitzung bei der Biirgermeisterin / dem Biirgermeister schriftlich eingereicht
sein. Die Anfragen werden von der Biirgermeisterin / dem Biirgermeister miindlich oder
schriftlich beantwortet. Eine Aussprache iiber die Beantwortung der Anfragen findet nicht
statt. Eine Zusatzfrage der Fragestellerin oder des Fragestellers ist zuldssig. Die / der
Ratsvorsitzende kann weitere Zusatzfragen zur Sache zulassen. Die Anfragen und Antworten
werden in das Protokoll aufgenommen. Ist die Antwort nicht schriftlich vorbereitet, so wird
ihr wesentlicher Inhalt aufgenommen. Das gleiche gilt fiir Zusatzfragen.

§16
Einwohnerfragestunde

(1)  Jede Einwohnerin und jeder Einwohner der Gemeinde Rastede kann Fragen zu
Beratungsgegenstinden der Ratssitzung und zu anderen Angelegenheiten der
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Gemeinde stellen. Die Fragestellerin oder der Fragesteller kann bis zu zwei
Zusatzfragen anschlieen, die sich auf den Gegenstand ihrer oder seiner ersten Frage
beziehen miissen.

Die Fragen werden von der Biirgermeisterin oder dem Biirgermeister beantwortet.

8§17
Protokoll

Die Biirgermeisterin / der Biirgermeister ist fiir das Protokoll verantwortlich. Sie / er
bestimmt die Protokollfiihrerin oder den Protokollfithrer. Zur Anfertigung des
Protokolls kann die Beratung auf Tonband aufgenommen werden. Das Tonband ist
nach Genehmigung des Protokolls zu 16schen.

Im Protokoll werden die wesentlichen Inhalte der Verhandlungen festgehalten. Ein
Wortprotokoll ist ausgeschlossen. Aus dem Protokoll muss ersichtlich sein, wann und
wo die Sitzung stattgefunden hat, wer an ihr teilgenommen hat, welche Gegenstinde
verhandelt, welche Beschliisse gefasst und welche Wahlen angenommen worden sind.
Die Abstimmungsergebnisse sind festzuhalten. Jedes Ratsmitglied kann verlangen,
dass aus dem Protokoll hervorgeht, wie es abgestimmt hat; dies gilt nicht bei geheimer
Stimmabgabe.

Eine Ausfertigung des Protokolls ist allen Ratsmitgliedern alsbald nach jeder
Ratssitzung zu iibersenden. Einwendungen gegen das Protokoll diirfen sich nur gegen
die Richtigkeit der Wiedergabe des Verhandlungsverlaufs und den Inhalt der
Beschliisse richten. Werden gegen die Fassung des Protokolls Einwendungen erhoben,
die sich nicht durch Erkldrungen der Protokollfiihrerin oder des Protokollfiihrers, der
Biirgermeisterin oder des Biirgermeisters beheben lassen, so entscheidet der Rat.

Die Protokolle sind, soweit sie nicht 6ffentlich beratende Gegenstinde zum Inhalt
haben, vertraulich zu behandeln und zu verwahren.

Uber die Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung des Rates vor Ablauf der
Wahlperiode beschliefit der Verwaltungsausschuss.

§18
Fraktionen und Gruppen

Fraktionen sind auf Zusammenarbeit gerichtete Zusammenschliisse von Ratsfrauen
und Ratsherren, die aufgrund desselben Wahlvorschlages gewihlt wurden.

Gruppen sind auf Zusammenarbeit gerichtete Zusammenschliisse von Ratsfrauen und
Ratsherren, die aufgrund verschiedener Wahlvorschldge ihren Ratssitz erlangt haben.
Zu den Gruppen rechnen auch Zusammenschliisse von Fraktionen mit fraktionslosen
Ratsmitgliedern sowie mit anderen Fraktionen oder Gruppen sowie von Gruppen.

Ratsfrauen und Ratsherren diirfen nur einer Fraktion angehoren. Entsprechendes gilt
fiir die Zugehorigkeit zu den Gruppen.
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Die Gruppe nimmt anstelle der an ihr beteiligten Fraktionen oder Gruppen deren
kommunalverfassungsrechtlichen Rechte wahr.

Jede Fraktion und jede Gruppe hat eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und
mindestens eine stellvertretende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden. Die
Bildung einer Fraktion oder Gruppe ist zur ersten Sitzung des Rates nach seiner Wahl
der Biirgermeisterin oder dem Biirgermeister schriftlich unter Angabe des Namens der
Fraktion oder Gruppe, ihrer Mitglieder und ihrer Vorsitzenden oder ihres Vorsitzenden
und des stellvertretenden Vorsitzenden anzuzeigen. Nach der ersten Ratssitzung sind
die Anderung, die Auflésung sowie die Bildung von Fraktionen und Gruppen in
gleicher Weise anzuzeigen.

Die Bildung von Fraktionen und Gruppen sowie Anderungen werden mit dem Eingang
der Anzeige nach Absatz 5 wirksam.

Den Fraktionen und Gruppen werden im Rahmen der im Haushalt zur Verfiigung
stethenden Mittel Zuwendungen zu den Sach- und Personalkosten fiir die
Geschiiftsfiihrung einschlieBlich ihrer Offentlichkeitsarbeit in Angelegenheiten der
Gemeinde (§ 57 Abs. 3 NKomVG) gewihrt. Uber die Verwendung der Zuwendungen
im jeweiligen Haushaltsjahr ist ein Nachweis in einfacher Form zu fiihren, der jeweils
bis zum 31.03. des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres der Biirgermeisterin oder
dem Biirgermeister vorzulegen ist.

I1. Abschnitt - Verwaltungsausschuss

8§19
Geschaftsgang und Verfahren des Verwaltungsausschusses

Fir den Geschiftsgang und das Verfahren des Verwaltungsausschusses gelten die
Vorschriften des 1. Abschnittes dieser Geschiftsordnung mit Ausnahme der §§ 10 und 16
entsprechend, soweit nicht gesetzliche Vorschriften vorgehen oder Bestimmungen dieser
Geschéftsordnung entgegenstehen.
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§20
Einberufung des Verwaltungsausschusses

Der Verwaltungsausschuss wird von der Biirgermeisterin / dem Biirgermeister nach
Bedarf unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen.

Die regelmédBige Ladungsfrist betrdgt eine Woche. In Eilfédllen kann diese Frist bis auf
einen Tag verkiirzt werden. Die Ladung muss ausdriicklich auf eine derartige
Abkiirzung hinweisen. Einladung wund Tagesordnung sind allen iibrigen
Ratsmitgliedern in Abschrift nachrichtlich zuzuleiten.

In dringlichen Fillen kann der Verwaltungsausschuss in seiner Sitzungspause der
Ratssitzung einberufen werden.



8§21
Protokoll des Verwaltungsausschusses

Eine Ausfertigung des Protokolls iiber die Sitzungen des Verwaltungsausschusses wird allen
Ratsmitgliedern alsbald nach jeder Sitzung zugeleitet. Die Protokolle sind vertraulich zu
behandeln und zu verwahren.

I11. Abschnitt - Ausschisse

§22
Geschaftsgang und Verfahren der Ausschiisse

(1)  Fiir den Geschiftsgang und das Verfahren der Ratsausschiisse sowie der Ausschiisse
nach besonderen Rechtsvorschriften gelten die Vorschriften des 1. Abschnittes mit
Ausnahme von § 16 entsprechend, soweit nicht gesetzliche Vorschriften vorgehen
oder Bestimmungen dieser Geschéftsordnung entgegenstehen.

(2) Die Sitzungen der Ausschiisse sind Offentlich. Ausschiisse konnen zu einer
nichtoffentlichen Sitzung geladen werden, wenn die Tagesordnung nur
Beratungsgegenstiande enthélt, die in nichtoffentlicher Sitzung zu verhandeln sind.

IVV. Abschnitt - Schlussbestimmungen

§23
Aulerkraftsetzen der Geschéaftsordnung

Der Rat und der Verwaltungsausschuss konnen fiir die Dauer einer Sitzung oder fiir einzelne
Tagesordnungspunkte die Aufhebung oder Anderung von Bestimmungen dieser
Geschéftsordnung mit der Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl ihrer
stimmberechtigten Mitglieder beschliefen. Eine Erhohung der Zahl der Beigeordneten gemél
§ 74 Abs. 2 NKomVG ist zu beriicksichtigen.

§24
Inkrafttreten
Diese Geschiftsordnung tritt am 09.11.2011 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschéftsordnung
fiir den Rat, den Verwaltungsausschuss, die Ratsausschiisse und die Ratsausschiisse vom
07.11.2006 auBer Kraft.
Rastede, den 9. November 2011
(GS)

gez. (Namen)
Biirgermeister
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